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Die am 19° Januar 1952 geborene Klägerin begehrt Versorgung

nach dem BundesversOfgungsgesetz (BVG) wegen eines Vorfells‚

der sich im Jahre 1957 in ihrer damaligen Heimetst a6' Gl.ei—

witz/Obersohlesien zugetregen hat‚ Nach d.en Feststellungen

des Lahdessozielgerichts (LSG) hatte die Hu.t er der Klägerin

im April 195? ihre moonuer zum
Lennpostam't in G1e1 :111 mit«

genommen,umdort Brie£marken füur einen Brief an ihre.
Schwester in Weste eutschle1m. zu kaufen° Als ein Vo1bei1gecnender

Ziviliet polnischer 06er russi so.e.er LetionaTitam äiésen dun"ch

hörte, trat er nach der Mutter der Klägerin, r:.ß ihr Q
i

ie
Klägerin aus der Hand und sohleuderte diese auf den Emé1n—

fußbaden äer Bahnhofshalle„ Die Klägerin klagte über süerke-

Rückenschmerzen und hatte Fieber„ Die Behandlung durch einen

polnischen Arzt brach1e keinen Erfolg„ Die Eltern der

Klägerin meldeten den Unfall nicht, weil sie FurCht vor den

polnischen Behörden hatten und 6er Atffassung waren, daß

Deutsche von polnischen Behöräen und polnischen POlizei

weder Recht noch Schutz erhalten würden° Im. J311re 1955 Wurde

die Klägerin mit ihren Eltern umgesiedeä und kam im Jen uer
1959 nach Wuppertal. Der vom Vater der Klägerin gestellte

Versorgungsantreg wurde vom Versorgungsemt (versorgA) Mupper»

tal durch Bescheid vom 4‚ Oktober 1067 algeelehnb Der Wider—

spruch war erfolglos (Widerspruchsbe Mc1016 des'LanäeSVer—

sorgungsamtes «LVerßorgä— Nondrhein vom 2° Januar 1968)„

Das Sozialgericht (SG) Eüsseläorf hat die Klage du.rch Urteil

vom 19„ März 1969 abgewiesen° Das Lanö.ess ozial$ericht (LSG)

hat die Berufung der Klägerin äurch Urteil vom 4 Mai “°970.

als u■begrünäeü zurückgewiesen und in ee1 Ente che dung gründen

auspeführc‚ die Voreussetzn ngen ées % 5 Abs„ 1 Buchsu‚ &BVG

seien nicht gegeben° Im Jahre 19,7 sei die eigentliche mili—

täxigghg Besetzung überscn„e„1ens ärnc1 russische ‘“ef‘e1
längst abgeschlossen und eine polnische 211rilverweltung

e1eingerichtet gewesen; die 90111 lichen Aufgaben seien durch

..}...
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polnische Polizei wahrgenommen woräen„-Dafür‚ daß es sich bei“

dem unbekannten Zivilisten um einen Angehörigen der russi$chen

Besatzungsmacht gehandelt habe, habe-die BeweiSaOfnahme keine

genürend si<heren Anhal „spunkte ergeben„ Nach den Zeugener—
klärungen sei zwär anzunehmen, daß die polnischen Behörden

aus eigener Machtvollkommenheib den dort noch- ansässigen

ievischen keinen Schutz gevzährt und auch Angriffe.auf sie.

nich+ verhineert hätten Ursache hierfür seien die allgemeine
politisc

one Lachkriegssituetion und die deutsch—feindliche

Einstellung der polnischen'3ehörden und der polnischen Polizei/

gemese„„ Diese Einstellung sei whrscheinlien seen Ausf luß

der Ereignisse, die sich_zwisclen 1939 und 1945 in Polen er—
eignet hätten. Hiermit weree zwar ein Zusammenhang mit äem

Ax:eiten Welikrieg hergestellt; das Verhalten gegenüber der

d.eutschen Bevölkerung stelle aber keine unmittelbare Kriegs—

einwirkung_mehr der. Dabei sei es nicht unwesentlioh„daß '

sich der angeschuldigte Vorfall erst 12 Jahre ne n Kriegs—
ende ereignet habe, als die Verl■ nisse bereits- konsoliäierb

gewesen seien° Aueh die Vorevssetz ungen des $5 Abs. 1 Bubhst. e
BVG seien nichtÖgegeben, weil der schädisende Vorgang kei.nw
Geiahrenquelle entsprungen

sei, der eine Verbindung mit
typischém Kriegsgeschehen eigentümlich sei.

Gegen das ihr am 25. &uni 1970 zugestelli
e Urteil hat die

—Klägerin e_m‚2o° Quli«l9?o Revision eingelegt und diese nach

Verlängerung der Revisionsbegrünéungsfrist bis zum 25, Septem*

ber l97o.äurch einen Schriftsatz vom 15° September 19?0 einge—

gangen beim BSG em 16° September l9?0‚ be gründebo

Die Klägerin beenüragt,

l° unter Auf heeung ö.es enge: ochtenen Urteils,
des

Urt eils des SG Düsseldorf vom_l9‚ März l°69 so—

wie des Bescheiäes vom4. Oktober 1967 in der Gee'
tslt des Widerspruchsbescneiäes vom 20 Januar 1968U

)

den Bel■agten zu veruvteilen, das?i■beleäulenleiden
der Klägerin enzuerk n'ennen, entsprechend dem Schwere—

grad der gesunenei+lichen Senae1*ene die Minderung
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der Erwerbsfähigkeit festzusetzen und hierfür ab

Antragstellung Rente zu gewähren; '
“20 die außergerichtliéhen Kosten der Klägerin in

‘sämtlichen Rechtszügen äem Beklagten aufzuerlegen;

5„ hilfsweise, das angefochtene Urteil eufzuheben und

‚die Sache zur erneuten Verhanälung und Entscheidung

an des LSG mriickzuverweisen°

Die Klägerin rügt die Verletzung materiellen Rechts, nämlich
des 5 5 Abs. 1 Buchst„ & BVG, und trägt dazu vor, das LSG
habe angenommen, daß die polnischen Behörden aus eigener
Nachtvollkommenheit den noch in Gleiwitz wehnenden Deutschen

im Jahre 1957 keinen Schutz gewährt_hätten,—so daß ■iese

Personengruppe den Übergriffen enäerer, nicht-deutscher

Personen schutz« und rechtlos ausgeliefert gewesen sei° Die

Ursache hierfür sei in den Ereignissen zu sehen, die sich

von 1959 bis 1945 in Polen abgespielt hättene Damit sei aber

ein Zusammenhang mit äem zweiten Helükrieg gegeben‚ so
daß die enspruchsbegründenden Voraussetzungen des % 5 Abs. 1

Buchst° & BVG vorlägen„

Der Beklagte beantragt,

die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
LSG Nordrhein«Westfelen vom 4. Mai l97o als un—

begründet zurückzuweisen.

Er hält das engefoehüene Urteil für zutreffend.

Die durch Zulassung (@ 162 Abs. 1 Nr„ l SGG} stetthefte

Revision ist form? und fristgerecht eingelegt und Begrünäet

werden (5% 1642 166 SGG) unä daher zulässig. Sebhlich konnte
sie keinen Erfolg haben„’ '

Die Klägerin erfüllt die persönlibhen Voraussetzungen äes

@7 Abs„ 1 Nr„ 1 BVG° Sie hat ihren Versorgungsentreg‘im
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Juni 1967 gestellte äuf sie ist daher das BVG in der seit

diesem Zeitpunkt geltenden_Fassung‚ also idF des Dritten

Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Kriegsopferrechts

vom28°Dezember1966(scanI s‚ 750—5, rue -)‚ anzuwenden.

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß der Klägerin,

die keinen militärischen oder militärähnlichen Dienst ge—
leistet hat (vgl.° % l Abs° 1 BVG), ein Versorgungsanspruch

dann zusteht, wenn die Schädigung, die sie dureh die Miß—
händlung im April 1957 erlitten hat} durch eine unmittelbare

Kriegseinwirkung i‚St des % 1 Abs. 2 Budhst° a BVGherbeige—*
‚führt wordenist° Das ist nur dann der Fall, wenn einer der"

Tatbeständedes 5 5 BVGerfüllt ist (vgl. see a, 29; a, 265;
Urteile des erkennenden Senats von 25° 8uli 1969 — 10 BV 156■?

vundvom 17" April 1970 —„lO RV 210/68 —), denn diese Vor—
schrift enthält eine Aufzählung der Tatbestände, bei deren
Vbrliegen allein das Vorhandensein einer unmittelbaren Kriegs—

einwirkung i°s° des % 1 Abs„ 2 Buchst. a BVG anzunehmen ist
(vgl" BSG aaO). Die in 9„5 Abs. 1 Buchst° a —{c BVG genann—

Vten Tatbestände scheiden hier von vornherein aus. Danach sind
Kampfhandlungen und damit unmittelbar zusammenhängende mili—

tärische Maßnahmen, behördliche Maßnahmen in unmittelbarem

Zusammenhang mit Kampfhandlungen oder ihrer Vorbereitung und

Einwirkungen, denen der Ess0hädigte durch die besonderen Um»'

stände der Flucht vor einer Kriegsgefehr ausgesetzt war, als

unmittelbare Kriegseinwirkung anzusehen. Der von der Klägerin

geschilderte und von dem LSG festgestellte Saladigungssech—

verhalt fällt unter keine dieser Alternativen.

Entgegen der Auffassung der Klägerin sind auch die Voraus»

fsetzungen des S 5 Abs. 1 Buchst° d BVG nicht gegebene Nach
dieser Vorsbhrift gelten als unmittelbare Kriegseinwirkungen,

wenn sie im Zusammenhangmit einem der beiden Weltkriege
stehen, schädigende Vorgänge, die infolge einer mit der mili—

tärischen BeSetzung deutschen oder ehemals deutsch besetzten
Gebietes „°„

zusammenhängenden.besonderen Gefahr eingetre—
ten sind° Das BSG hat bereits wiederholt ausgesprochen, daß
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äieser Schädigungstetbestenä eine Gefahnmqnelle besoneere

Art voraussetzt, die charakteristisch für äie militärise

Besetzung deutschen oder vormals äeutsoh besetzten.Gehietes

gewesen sein muß, die also dieser Beseüzung "eigentümlich"

ist (vgl" BSG 2, 993 4, 254; 6‚ 288; 8, 205; 12, 15; Urteil

BSG vom 25„ November 19?1 «.8 RV &65/71 —}O.Der Begriff

"Besetzung" erstreckt sich dabei nicht nur auf een Vorgang

der Inbesitznehme,sonäern auch auf den Zustand @es Besotst—

::)
"

(D
H

haltens° Deshalb kann auch noch einige Zei‘ ("einige Ho—

n3te"‚ vgl° BSG 8, 203} nach der Inbesiuznehme deutsehenvGe—

bietes der Tatbestand des % 5.Abs„ l Buchst° & BVG ner“

wirklicht sein‚ wenn und solange die besondere, dgh° die der

Besetzung eigentümliche Gefahr fortbestenäen hate Anderer—

seits scheiden aber als "besonäere Gefahren" i„s„ dieser“

Vorschrift solche Umstänäe aus, äie zwar mit der Besetzung

zusammenhängén, 3eäoch ihrer Art nach auch ohne äie Be—

setzung des Gebietes in ähnlicher Weise hätten eintreten

können (vgl° BSG 6, 294; UT$eil BSG vom 24a Juni 1971

* 8 RV$ 15/71-—)„ Solche allgemeinen Gefahren begründen
keinen Versorgungsensprueh„ Zu ihnen gehören, wie des BSG

bereits entschieden hat (vgl, BSG 2, 99, 102), auch Hanf—
lungen einzelner Besstzungsangehöriger, die sie nicht in Aus“

übung ihres Dienstes, sondern aus persönlichen Metive■ bee

sangen haben, weil sich derartige Ereignisse überall und

zu jeder Zeit aus dem Zusammenleben von ■enschen ergeben
können (vgl° Urteil BSG vom 259 Kovember 19?l aaO)° Das LSG
hat nicht festzustellen vermocht‚ welcher Nationeliüät

— polnisch:oderwrussisch„— der iäter gewesen ist, der die

Klägerin mißhsnäelt hat° Jeäenfalls aber hat äas LSG auf—

grund der eigenen Angaben & r Klägerin die Feststellung

getroffen, daß es sich um eiien "Zivilisten" gehanäelt

hat° Begründén aber schon Bändlungen einzelner Besetzungsan»
gehörigen, die nicht in Ausübung des Dienstes uns ohne Ver—

bindung miü dem Dienst aus rein persönlichen Motiven begangen

werden, keinen Versorgungsschutz„ so kann ein Versorgungs—

schutz um so weniger angenommen weräen, wenn ein Zivilist

_7_
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aus persönlichen Motiven, die zwar im einzelnen angeklärt

geblieben sinä‚ aber möglicherweise seinem Haß gegen äie
DeutsChen entsprangen, für die Schädigung verantwortlich

ist„

Die Klägerin vermag ihren An8prnch auch nicht darauf zu
stützeni daß — wie äie Klägerin verträgt — die polnischen

Behörden den in den besetzten Gebieten noch ansässigen
Deutschen keinen Schutz gewährt und Angriffe gegen die

Deutschen_nioht verhindert habeno Zwar trifft_es zu, äaß
sich auch nach dem förmlichen Ende des Besatzungsregimes in

einer gewissen Übergangszeit noch eine mit äer militärischen
Besetzung zusammenhängende besondere Gefahr auswirken kann„

Das ist insbesondere für die Fälle angenommen worden, in

denen das eigenverantwortliche Handeln der Zivilverwal—

tung aus kriegs- und besatzungsbedingten Gründen noch

stark eingeschränkt war, so daß eine hinreichend funktions—

fähige Verwaltung noch nicht vorhanäen war (vgl.° BSG 20, 114,
115; 8023 BVG Era 26 zn_5 53° 80 liegt hier der Fall jedoch

nicht„ Die Nißlandlung der Klägerin hat sich im April l957,

also 12 Jahre nach Kriegsende.ereignetc Zu diesem Zeitpunkt

war die polnische Zivilverüaltung nicht nur formell einge4

setzt‚ sondern auch Voll funktionSi‘ähig° Das LSG hat unan-

gegriffen und daher für den Senat bindend (% 163 SGG} feet—
gestellt,—daß'die Verhältnisse in Oberschlesien im Jahre 1957

konsolidiert waren und daß_die polnischen Behörden auch

nicht durch die noch im Lande befindlichen Russen daran ge—

hindert waren9 Übergriffe auf Beutsche abzuwehren° Kames
gleichwohl zu Angriffen und Hißhanälungen durch ortsan—

sässige Zivilisten, so mögen dabei die Kriegsverhältnisse

und Ereignisse aus den Jahren 1959 bis l945>nachgewirkt ha—

ben„ Diese Übergriffe entsprangen jeäoch rein subjektiven

Motiven; sies$anden in keinem unmittelbaren Zusammenhang

mit depresetzung und können.— mehr als 10 Jahre nacthriege—

enäe — nicht nehr als der Besetzung “eigentümlich” angesehen

werden„ '

—8—
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Die Klägerin ist auch nicht aufgrund einer nachträglichen Aus»
wirkung kriegerischer Vorgänge, die einen kriegseigentümlichen

Gefahrenbereich hinterlassen haben‚ zu Schaden gekommen {% 5

Abs„ 1 Buchstc @BVG)° Nach der Rechtsprechung des BSG muß äer
Gefährenbereieh nicht nur in seiner Entstehung‚ sondern auch in"

seinem Fortbestand kriegseigentümlich sein (vgl° BSG 4, 250; 7,
1855 24, 200)° Das aber leg hier nach den Festsüellungen des

LSG.keinesfalls vor, denn der Angriff des unbekannten Zivilisten
auf die Klägerin und ihre Mutter im Jahre 1957 hatte keine Ver—

bindung mehr mit typischen Kriegsgescheieen° äus diesem Grunde

entfällt auch eine Anwendung des % 5 Abs„ 1 Buchst‘, e BVG‚

Das LSG het éeher zutreffend einen Versorgun@senapruch der
Klägerin verneinto Ihre Revision ist somit unbegründet und
mußte zurückgewiesen weräen (% 170 Abs. 1 Satz 1 SGG)„

Die Kostenentscheidung folgt aus @ 195 SGG„
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